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Meinen Eltern 





Vorwort 
Die einkommensteuerliche Behandlung von Vermögensübertragungen auf 
die nachfolgende Generation zu Lebzeiten der Eltern (sog. vorweggenom-
mene Erbfolgeregelungen) gehört zu den klassischen Problembereichen des 
Steuerrechts. Die Qualifizierung vorweggenommener Erbfolgeregelungen 
war in der steuerlichen Rechtsprechung lange Zeit durch die zivilrechtliche 
Wertung der einzelnen in den Übergabeverträgen ausbedungenen Leistun-
gen vorgeprägt. Werden im Zusammenhang mit der Übergabe von Vermö-
gen dem Übernehmer Leistungsverpflichtungen auferlegt, kann es sich in zi-
vilrechtlicher Hinsicht um eine Schenkung unter Auflage bzw. um eine ge-
mischte Schenkung handeln. Anknüpfend an diese Würdigung wurden sol-
che "Gegenleistungen" einkommensteuerlich analog als unentgeltlich 
(Schenkung unter Auflage) bzw. (teil)entgeltlich (gemischte Schenkimg) be-
handelt. Im Falle einer Schenkung unter Auflage wurde ein zweiseitig un-
entgeltlicher Vorgang gesehen, der für die Annahme eines Veräußerungsge-
schäfts keinen Raum ließ. Dies galt insbesondere im Fall der Vereinbarung 
von Versorgungsleistungen zugunsten des Übergebers, die nach zivilrechtli-
cher Lehre kein Entgelt für die Übertragung des Vermögens darstellen. 

Im Jahr 1990 sah sich Große Senat des BFH zu einer Revision seiner bishe-
rigen Rechtsprechung zugunsten einer spezifisch steuerrechtlichen Würdi-
gung vorweggenommener Erbfolgeregelungen veranlaßt. Seither werden 
Abstandszahlungen und Gleichstellungsgelder an Geschwister als "echtes" 
Entgelt für die Vermögensübertragung angesehen. Soweit allerdings die 
vereinbarten Leistungen in wiederkehrenden Zahlungen bestehen, die der 
Versorgung des Übergebers bzw. weichender Erben dienen, hielt der BFH 
an seinem Unentgeltlichkeitsdogma fest. Allerdings rechtfertigt der Große 
Senat des BFH diese Differenzierung nunmehr durch Bezugnahme auf die 
Rechtsnatur des typischen Übergabevertrags unter gleichzeitigem "Vorbe-
halt von Vermögenserträgen", der aufgrund seines spezifischen Charakters 
auch einkommensteuerlich nicht als entgeltlicher Vorgang zu werten ist. 

Die Folgerechtsprechung der einzelnen Senate, insbesondere des X. Senats, 
zeigt allerdings, daß im Hinblick auf die Interpretation des neuen "Rechtsty-
pus des Übergabevertrags unter Vorbehalt von Versorgungsleistungen" er-
hebliche Differenzen bestehen. Primäre Aufgabe der vorliegenden Disserta-



tion ist deshalb, diese Wertungswidersprüche aufzuzeigen und einer sy-
stemgerechten Regelung zuzuführen. 

Herrn Prof. Dr. Enno Biergans und meinen Kollegen am Lehrstuhl für Be-
triebswirtschaft und Steuern danke ich für ihre Unterstützung. Herrn Prof. 
Dr. Wolfgang Ballwieser danke ich für die Übernahme und Erstellung des 
Zweitgutachtens. 

Mein besonderer Dank gilt Herrn Dr. Andreas Koller, mit dem ich oft über 
einzelne Problembereiche diskutiert habe und der mir mit seinen kritischen 
Anmerkungen eine wichtige Hilfe war. Darüberhinaus richtet sich mein 
Dank auch an all jene, die hier zwar nicht genannt werden, mich aber auf 
ihre Weise um so mehr unterstützt haben. 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 1994/95 von der Betriebs-
wirtschaftlichen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität-München als 
Dissertation angenommen. Rechtsprechung und Literatur sind bis zum 
1. Januar 1995 berücksichtigt. 

Anton Hofer 
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